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Nutzung der Konzernsoftware im Iran - ein Export? 

Einheitliche Software ist in international organisierten Unternehmen ein wichtiger Baustein zur Standardisierung der Zusammen­

arbeit. Doch die meist von US-amerikanischen Herstellern bezogenen Produkte bedürfen auch der exportrechtlichen Prüfung. 

Darf ein deutscher Konzern seinen weltweiten Konzerntöchtern gelistete Bürosoftware durch verschlüsselten Onlinezugriff zur 

Verfügung stellen? Oder handelt es sich dabei um einen Export, der einer Exportgenehmigung der USA oder Deutschlands bedarf? 

Für Niederlassungen im Iran ist die Gewährung des Zugangs zur konzerneigenen Software genau zu prüfen. 

Ausgangsfall 

Konzern D in Deutschland möchte seinen 
weltweiten Töchtern, u.a. auch der Toch­
ter I im Iran, seine gelistete Bürosoftware 
zur Nutzung überlassen. Es handelt sich 
um mehrere gängige Softwareprodukte, 
überwiegend aus den USA. Diese Pro­
gramme sind auf Ds Server in Deutsch­
land installiert; sie enthalten US-Kompo­
nenten, die meist unter 5D992 (Massen­
markt) gelistet sind. 1 hat nur einen 
verschlüsselten Onlinezugang, um diese 
Software im Iran zu nutzen. Die installierte 
Software kann somit nur virtuell in 
Deutschland genutzt werden. 1 kann den 
Quellcode nicht erkennen, und er kann 
auch die Software nicht herunterladen. 
Braucht D dafür eine Exportgenehmigung 
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Exportdefinition in der EU 

und in den USA 

Nach EU-Exportrecht liegt eine Ausfuhr 
bereits dann vor, wenn Software oder 
Technologie in elektronischer Form für 
Personen in Drittstaaten (außerhalb der 
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EU) bereitgestellt wird. Hierfür ist nach 
herrschender Auffassung unerheblich, ob 
die Software oder Technologie vom Emp­
fänger im Drittstaat heruntergeladen 
wird. Also selbst dann, wenn die Software 
durch Ausländer nicht heruntergeladen 
und kein Quellcode erkannt werden kön­
nen, liegt für das BAFA eine „Ausfuhr" auf­
grund des bloßen Einräumens der Nut­
zungsmöglichkeit im Drittland vor. (Mit 
Inkrafttreten der Neufassung der Dual­
Use-VO könnte sich dies ändern.) 

„Das bloße Bereithalten von 

Software oder Technologie für 

den weltweiten Zugriff etwa eines 

Konzerns kann bereits einen 

Export darstellen; hierfür sind 

die Kriterien in den USA und in 

der EU unterschiedlich:' 

Die Software unterfällt den EAR, weil die 
Software US-Software ist oder weil sie 
gelistete US-Komponenten mit einem 
Wertanteil von mindestens 10% enthält. 
Nach dem US-Exportrecht liegt eine „Aus-
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fuhr" der Software nur dann vor, wenn 
Ausländer durch das Bereitstellen der 
Software den Quellcode sehen oder sie 
die Software herunterladen können. 
Demnach liegt nach US-Exportrecht -
anders als nach EU-Exportrecht - im Zwei­
fel keine,,Ausfuhr" der Software vor. Aller­
dings gibt es US-Normen, nach denen das 
„mittelbare Verschaffen" der Software in 
den Iran der Genehmigung bedarf, ohne 
dass klar ist, was ein„mittelbares Verschaf­
fen" ist und ob es selbst dann vorliegen 
kann, wenn keine,,Ausfuhr" vorliegt. 

Genehmigungsbedarf in der EU 

und in den USA 

Zur EU: D braucht nur dann eine Ausfuhr­
genehmigung des BAFA, wenn diese Soft­
ware in der EU gelistet ist oder wenn sie 
sensitiv verwendet werden kann. Sofern 
eine Verwendung im Kontext mit ABC­
Waffen/-Trägern, Militärischem oder mit 
Nuklearanlagen ausscheidet (dies muss 
im Iran sorgfältig geprüft werden), kommt 
es darauf an, ob die Software in der EU 
gelistet ist. Da es hier keine Listung 5D992 
gibt, ist zu prüfen, ob eine der anderen 
möglichen Listungen hier eingreift (vgl. 
etwa die allgemeinen Dual-Use-Listun­
gen unter 4D und SD sowie die spezielle 
lran-Listung unter Iran-Anhang VII A). Soll­
ten auch diese ausscheiden, ist keine Aus­
fuhrgenehmigung Deutschlands erfor­
derlich. 

Zu den USA: Nur sofern doch eine „Aus­
fuhr" nach US-Recht oder ein„mittelbares 

Verschaffen" in den Iran vorliegen sollte, 
wäre eine US-Genehmigung erforderlich. 
Dann wäre primär zu prüfen, ob es um 
eine Software geht, die bereits nach der 
US-Allgemeingenehmigung D:1 geneh­
migt ist, weil dann keine Einzelgenehmi­
gung des OFAC mehr erforderlich ist. Bei 
Software, die nach 5D992 gelistet ist, ste-

„Das weltweite Einräumen von 

Nutzungsrechten an Sohware 

oder Technologie bedarf daher 

einer eingehenden exportrecht­

lichen Prüfung, ob hier eine 

Ausfuhrgenehmigung erforder­

lich ist." 

hen grundsätzlich die Chancen gut, die 
Voraussetzungen dieser Allgemeinge­
nehmigung zu erfüllen, sofern es Soft­
ware für „effektiven Verbraucherbedarf" 
ist. Dies gilt zumindest für viele Massen­
marktprodukte, wenn sie keine spezifi­
sche Verwendung für die Wirtschaft auf­
weisen; dies gilt nur eingeschränkt für 
spezielle Businesssoftware. 

Resümee 

Gegenwärtig liegt nach EU-Exportrecht 
auf jeden Fall eine „Ausfuhr" vor, während 
dies nach US-Exportrecht im Zweifel nicht 
der Fall ist, wenn keine Besonderheiten im 

betroffenen Softwareprodukte gelistet ist. 
Sollte nach US-Recht eine „Ausfuhr" oder 
ein „mittelbares Verschaffen" in den USA 
vorliegen, ist für den Iran primär die US­
Allgemeingenehmigung D:1 zu prüfen. 
Für Softwareprodukte, die überwiegend 
von Verbrauchern (statt von der Wirt­
schaft) verwendet werden, stehen die 
Chancen für eine Rechtfertigung nach 
dieser Allgemeingenehmigung gut, wenn 
diese auf 5D992 gelistet sind; ansonsten 
ist evtl. eine Einzelgenehmigung erforder­
lich. Es ist schwer verständlich, warum die 
„Ausfuhr"-Definitionen in der EU und den 
USA hier im Zweifel zu gegenteiligen 
Ergebnissen kommen. Und es ist auch 
wenig nachvollziehbar, warum in den USA 
noch zusätzlich ein „mittelbares Verschaf­
fen" in den Iran (zusätzlich zur lran-,,Aus­
fuhr") geprüft und im Zweifel gerechtfer­
tigt werden muss - solche Begriffe müs­
sen vom Gesetzgeber definiert werden. 
Der Fall zeigt deutlich: Ein Bereitstellen 
von gelisteten Bürosoftwareprodukten 
für die Nutzung durch Konzerntöchter 
überall auf der Welt bedarf der anwaltli­
chen Begleitung, um exportrechtliche 
Verstöße zu vermeiden. 

Wegen aktueller Hinweise zum US-Export­

recht vgl. auch HIER. 

Das kostenlose Sonderheft des Export­

Managers zum 15-jährigen Bestehen 

der Kanzlei Hohmann Rechtsanwälte 

Sachverhalt vorliegen. Daher muss in der ist erhältlich über eine Mail an: 

EU außer auf eine sensitive Verwendung info@hohmann-rechtsanwaelte.com. 

sorgfältig geprüft werden, ob eines der --C: 
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Anzeige 

Hohmann 
Rechtsanwälte 

Wir sind eine im Außenhandelsrecht 
spezialisierte Kanzlei. 

Zur Verstärkung des Teams suchen wir eine(n) weitere(n) 

Rechtsanwältin/ Rechtsanwalt 
für Export- und Zollrecht 

Sie haben mindestens 3 Jahre Berufserfahrung 
gesammelt im Wirtschaftsrecht, möglichst auch 
im Export- und Zollrecht, entweder als Anwalt 1 

einer Wirtschaftskanzlei oder aber als Jurist in 
einer Exportfirma, Unternehmensberatung, 
Behörde oder Bank, und nun wollen Sie in die 
Anwaltstätigkeit wechseln. 

Sie haben ein Gespür für praxisnahe, unterneh­
merisch sinnvolle Lösungen, und Sie möchten 
Ihre Kenntnisse im Export- und Zollrecht vertiefen. 

Als Ihre herausragenden Eigenschaften sehen Sie: 
fachliche Sicherheit, Einsatzfreude, Unternehmer­
geist und verhandlungssichere Englischkenntnis­
se. Sie suchen eine Tätigkeit in einer persönlich 
geführten Boutique-Kanzlei, die Ihnen viele 
Möglichkeiten eröffnet und Ihnen die Chance gibt, 
eine gesunde Work-Life-Balance zu finden. 

Wir bieten Ihnen: 
■ ein gutes, kollegiales und fachlich hoch 

spezialisiertes Umfeld, in dem Veröffentli­
chungen, Seminarvorträge und Weiterquali­
fizierung einen hohen Stellenwert haben,

■ die eigene Betreuung bzw. Bearbeitung von
weltweit tätigen Unternehmen bei adäquatem 
und z. T. erfolgabhängigem Verdienst,

■ Tätigkeit als angestellte(r) Anwalt /
Anwältin in Voll- oder Teilzeit
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